
Gastkommentar

Vor einigen Wochen hat ein deutscher Bundesbanker
ausgesprochen, was Umfragen zufolge die aller-

meisten Deutschen denken, aber dem Gebot der political
correctness zuwiderläuft und daher eigentlich gar nicht ge-
sagt werden dürfte: Dass sich massenweise Migranten ins-
besondere in Berlin zu Almosenempfängern degradiert
haben, keine Anstalten zu einem selbstbestimmten Leben
zeigen und mit unserer Gesellschaft grundsätzlich nicht
klarkommen. Seine markigen Worte brachten ihm zwar
Klagen wegen Volksverhetzung ein, die Realität stand
sachlichem Widerspruch so sehr entgegen, dass eine ta-
bufreie Debatte nicht mehr vermieden werden konnte. 

Jenseits der bereits einige Wochen alten Diskussion
und von der Öffentlichkeit unbehelligt, haben sich in
der Schweiz zwei Institutionen namens „Haus der Kan-
tone“ und „Tripartite Agglomerationskonferenz“, be-
stückt mit Personen aus Kantons- und Städteverwaltun-
gen, zusammengefunden, die sich bemüssigt fühlen,
sich dem Thema Integration anzunehmen. Sie betrach-
ten die bisher unternommenen Anstrengungen als
sträflich vernachlässigten Missstand und sehen sich als
Lösung aller angeblichen Defizite. Ihre Leitlinien könn-
ten getrost ignoriert werden, da die Urheber vor allem
für sich allein sprechen, wenn sie nicht all jene Stellen
besetzen würden, mit denen sie ihre Theorien in die
Realität umzusetzen vermögen. 

Das Resultat ist eine einseitige Beschenkung der Zu-
wanderer ohne Gegenleitungen. So müsse der „Zugang
zu staatlichen Leistungen“ und die „interkulturelle Kom-
petenz der Verwaltung im Umgang mit der Migra-
tionsbevölkerung“ institutionalisiert werden. Denn man-
gelnde interkulturelle Kompetenz könne erhebliche Ver-
ständigungsschwierigkeiten und Diskriminierung nach
sich ziehen. Damit auch völlig integrationsresistente
Zuwanderer alle sozialen Leistungen voll abgreifen kön-
nen, muss der behördliche Hinweis automatisch per
Broschüre erfolgen. Die Leitlinie, wonach im Umgang

mit Behörden stets ein Dolmetscher bereitzustellen sei,
könnte man als Beweis auffassen, dass die über Jahr-
zehnte mit Steuermillionen geputschte Integration ge-
scheitert ist. Bürger ohne Migrationshintergrund wären
schon zufrieden, wenn die Steuerverwaltungen etwas
weniger dickköpfig oder die Verkehrspolizisten zahmer
würden… 

Die Tatsache, dass die Stimmbevölkerung erst vor
fünf Jahren wieder die erleichterte Einbürgerung abge-
lehnt hat, steht gegenteiligen Empfehlungen nicht ent-
gegen: Eine Einbürgerung sei nicht nur als Stufe der
fortgeschrittenen Integration zu betrachten, sondern
angeblich staatpolitische Notwendigkeit, da sich die Be-
völkerung seit 1945 zu einem Viertel aus Zuwanderer
rekrutiere. Raschere Erteilung der Niederlassungsbewil-
ligung, zügigerer Familiennachzug, keine Einschrän-
kungen mehr für vorläufig Aufgenommene und abge-
wiesene Asylbewerber, stärkere Ausrichtung der Lehr-
pläne auf die Migrationsproblematik inkl. Ausbildung
des öffentlichen Personals, ja selbst Anti-Diskriminie-
rungsgesetze sollen zur Vollendung der Vollkasko-Men-
talität für die wachsenden Anteile der Versorgungsbe-
rechtigten bereitgehalten werden. 

Könnte es sein, dass in der Schweiz nicht zu wenige,
sondern zu viele Integrationshilfen angeboten werden
– zulasten von Motivation und Mündigkeit der Zuwan-
dernden, zugunsten einem boomenden Gewerbezweig
aus Migrationsbefassten, Sozialarbeitern und Quar-
tiersmanagern, die von den Problemen leben, zu deren
Lösung sie angetreten sind? Die Integrationsindustrie
ist bald ein Milliardenmarkt. Mit solchen Leitfäden und
Richtlinien werden Tatsachen durch demokratisch
nicht legitimierte Behörden geschaffen, die bei der
Bevölkerung an der Urne nicht den Hauch einer Chance
hätten. So aber machen die Verwaltungen Massen von
Menschen zu dem, als was sie sie letztlich wieder
bejammern können, nämlich zu sozial Schwachen. 
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